
Joachim PereIs 
Staatsapparat und gesellschaftliche 
Selbstbestimmung in Polen 

Mit der am 13. Deumber 198 r enolgten Verkündigung des Kriegsrechts in Polen 
erklärt die Staatsgewalt die Sphäre der Gesellschaft zum feindlichen Inland, um die 
~Zers[örung der s02.ialistischen polnischen Staarlichkeit~ Oaru2.dski)' zu verhin
dern. Damit wird offenbar, daß der Begriff des Sozialismus, dessen Subsran2. seit 

Man: und Rosa luxemburg in der freien Bestimmung der Individuen über die 
gesellschafrlichen Produktions- und Kulrurforrnen bestehr,' vollständig in sein 
Gegenteil, in die Herrschaft minoritärer Machtapparate verkehrt worden isr, die 
nicht einmal ansatzweise demokralisch legitimiert sind. 

I. Rechtsgaramien gegen die verselbständigre Staatsgewalt 

In einer hellsichtigen polnischen Insider-Analyse, die 1979 \'on kritischen Gruppen 
der Intelligenz und der Vereinten Polnischen Arbeiterpartei (PVAP) erstellt worden 
war, werden die bis zum Sommer 1980 in Polen existierenden, die Gesellschaft zum 
puren Objekt herabsetzenden staatlichen Lenkungsformen - in bezeichnender 

Analogie zu den Bewegungen der ersten Natur - so charakterisiert : "Der Bürger der 
Volksrepublik Polen erlebt die Mäander der Politik und der Planung mehr oder 
weniger so wie Weneränderungen. das heißt als wichtige Veränderungen, auf die 
man sich einstellen muß, aber deren Ursachen . .. zu ergründen nicht einmal den 
Versuch lohnt, da auf sie Einfluß zu nehmen· nicht im geringsten möglich ist.c l 

Mit dem zwischen der polnischen Regierung und dem Übe.rbetrieblichen Streikko
mitee der Lenin-Werft abgeschlossenen Danziger Abkommen vom 31. August 1980' 

! Rede vOn Gener>.1 J'l"Uldski n.eh ci .. Verkündung d .. Kriegu.ehu. Fr.>nHuner Allgemein. Zeitung 
vom I~ . 12. 1981-

~ Ros. Lurembutg formuliert die,en Ged:tnken .uf dem Gründung,put<iug d.r KPD Ende, 9,8 in dem 
von ihr en.,.,orf.nen 5panakusprogrunm '0: .D~ W«en d., s""i • .I.i."i,,htn Gescllsch.n bC5t.ht d.rin, 
daß die große .. beitende MLlse .ulhört, eine regierte Mu,. zu ~ein. vielmehr d .. gU!~e politische und 
wirtschaftliche Leben stlb" I.bt und in b ... 'Uß,cc fr.ier SoIbscb."immung lenk •.• Bcricht über den 
GründWlgspmeiug d.r Kommun,sti"heo P=,,; Deuclchl:urds (Sp.rukusbund) vom p . Dezember 
'918 bu I . J~u" '9'9, o. O. o. J .• Reprint Bel~n (DDR) '9~8. $, 51 , Dicsa BegnIl d", So2i.Ji,mu, liCßt 
.uch d.r eindeutigen SteUungnahroe der groSten Kommuni"i.ehen hrtei W""europ>.<. d« iuli.nuchen 
Kr. gegen die Regierung d .. Ausnilime~u,,:urds in Polen 7.ugrunde. ErkJ'in>rlg ci ... PUteivorsunds du 
K.P1. L ' Uniu yom Ja. 11. '9&', volhw,dig ubcrscltc in: SOZialismus H. IfI9&>. $. ]-11. Vgl. in d,e<cm 
Zus=menlnng .uch J. PereIs, Melnung.lrtihei, .Js Element de. Sotlaüsmu.. Ft>nkluner Hefte 
H . 71197', $. 101f. 
Ft1I1kiuncr AUgemeine üitung vom ~. '0. 1979 (Bericht uber die Untersuchung der RelortneCjlruppc 
• Erbhnulg und Zukunft .). Die An.lyse di«Ct Gruppe ist minle....,eil •• u ( Peutsch erSchienen: W. Brus. 
GNppe ,Erfahrung wod Zukunft., F. Feher. A. Michnik. Polen. Symplome und Uruch.o der 
politischen Krise. H:omburg '98,. S. jo-tl!7. 

4 Vollscindig abgedruckt in: Fl"1l1kfuner Rund .. h2u vorn 6. 9. 1980. 
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68 ist "erfassung5n:chdi~h die Form gdundm worJ~n, auf deren Grundlage die 

!;<:~dlschafdi(he Emanzipation \'on der fremJbestimmung durch den "crselbstan

Ji!;[en Stl:ltSJpparal des -real"n. Sozialismus beginnen konnte. D.ls D~nzigcr 

Abkomm.:n hat allerdings eine eige!ltüml;~he Doppelstruktur. Während es auf der 
einen Seite durch politische Freihc!ilsrechte Prozesse gesellschaftlicher Sclbstorgani

SJ.t1on jurislisch absicbert, bleiben die bisherigen sdbst~ndigen staatlichen Emschei

dungsslrukturen - durch die feslschreibung der führenden Rolle der Partei -

unangetastet. Die politischen Freiheitsrechte markieren gesellschaftliche Kontroll

positionen gescnuber der forrexistierendcn sludichen Dispositionsgewalr, die nicht 

Jurch demokr:ltische Konstitutionsformen "edndert wird , Anbcsichts dieser Kon

stellation \'on Staats~ewalt und Gesellschaft haben die politischen freiheiten eine 

zweifache Funktion . Auf der einen Seite sind sie Abwehrrechte gegenüber der 

öffentlichen Gewalt. die damit als Widerpart kollektiver und indil'idue\ler Interessen 

begriffen wird. Andererseits haben sie in der Form von Konrrollrechten begrenzten 

Anteil an der Formung des staatlichen Willens . 

Der innere Zusammenhang von Abwehrrechten und Teilhaberechten unrer den 
besonderen Bedingungen des .. realen« Sozialismus Polens s(elle sich konkret so dar: 

Durch die Garantie der Koalitionsfreiheit und der (mit gewissen Einschränkungen 

versehenen) Meinungsfreiheit wird die Definitionsmacht des Suatsapparats über die 

Kernbereiche des sozialen Lebensprozesses zurückgedrängt, so daß den gesellschaft

lichen Produzeneen die Möglichkeit eröffnet wird, die Entscheidungen der öffentli

chen Gewalt über die Verwendung des gesellschaftlichen Mehrprodukts. über das 

Verh:iltnis "on Akkumulation und Konsumtion. ,'on gesellschaftlichem (Woh

nungsbau. Gesundheits~'esen) und individuellem Konsum (insbesondere Lebens

mineJversorgung) zu kontrollieren und im Wege öffendicher Diskussion auf diese 

Entsche.idungsfindung Einfluß zu nehmen . So ist das Danziger Abkommen eine 

Rahmenregelung, welche die Bedingungen dafür setzt, daß der Prozeß des 

Übergangs von der Verstaatlichung zur Vergesellschaftung des öffentlichen Eigen

tums an den Produktionsmitteln seinen ersten Anfang nehmen konnte. ' 

Jl. Reo.lisierungrbedingungen des Do.nziger Abkommens: ökonomische Kn'se lind 
politische Kräftekonstellationen 

Das Zusammenfallen der wirtSchaftlichen Krise und der Garantie politischer 

Freiheiten erzeugt eine objektive Dynamik, welche das politisch-ökonomische 

Lenkungsmonopol des alten Staatsapparats unterminiert. In einer Situation. in der 

die Organisationsfreiheit der unmittelbaren Produzenten erkämpft ist, können die 

gewerkschaftlichen Ziele, das Lebensniveau der Massen zu sichern und zu erhöhen, 

nicht realisiert werden, Obgleich die Löhne im Gefolge des Danziger Abkommens 

angehoben werden, flankien durch veränderte Prioridtenserzungen im staatlichen 

In ... esritionsprogramm wgunsten des indi\'iduellen und gesellschaftlichen Konsums. 

führt dies nur zu einem massiven Kaufkraftüberhang. der die Versorgungskrise 

versch3nt und die Unzufriedenheit der Bevölkerung erhöht.' 

Zur Interpreution des D:>nziger Abkommen< I . >ueh J. Pereis, Ko>litionsfrcihei, und • (<lltr. 
Soziali5mus, I\) H. ~1t9S0. $. 40) H. - Lur ,hcorttuch bish" ""cnig d""nd.en .. n Rolle der 
S,"ubürgerrccht<' in der ,o2ialen R",oluuon ,'gI. J. Seil.n, KonterTevolu,ion, S ... , und Arbe".rbewe
gung, in: M. Buck.millu (Hrsg.). Zur Aktuali,j, "on Klr! Ko .. ch, Frankfu" ,~8, . 5.119 H. 

6 VgJ . E. Bohm, Polens Wirtich.f".KolI,p'. Fr.nkfuncr Rund«h.u vom J:>. , • . 1981. 
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Die wesentlich durch oie Gierek-Führung herbcigeiuhrte ökonomische Talfahrt, die 

sich - stichwortanig gesprochen - in der Auslandsversc'huldung, dem Lcbcnsmine!

mangel und in Jer die ober<."n Schichten der Partei- und Sta~tsbürokratie priYilegie

rL'nJcn Produktionsstruktur ausdrückt.' kann objektiv nur gebremst und umgekehn 

werden. wenn der LcbensstandJrd der polnischen Bevölkerung absinkt und die 

Proouzentenklasse als zusätzlich interne Akkumulationsquelle zur Sanierung der 

zcrrünetcn SCJatstin,anzen fungiert. \};'c'nn die Bevölkerung für Jie Planungsfehlc:r 

Jer politischen Führungsschicht zur Kasse gebeten wird. an oeren Entscheidungen 

sie keinerlei Anteil gehabt hat, so bnn dies - unter den Bedingungen von 
Koalitionsfreiheit und (relativer) Meinungsfreiheit - nur unter der Voraussetzung 

geschehen. daß die Produ1.Cntenklasse institutionelle Sicherungen gegen eine 

Wiederkehr autorilärer Planfesdegungen erlangt. Allein dann ist es möglich, die 

Einschränkungen des Lebensniveaus zunächst hinz.unchmen, weil die Gewähr 

gegeben ist, daß die zukünftigen Festsetzungen der WirtSchaftsziele nicht mehr über 

die Köpfe der unmittelbaren Produzenten hinweg getroffen werden können. Ein 

Vertreter der Gewerkschaft .Solidaritlt. bei den Verhandlungen mit der Regierung 

über Lösungsmöglichkeiten für die Winschaftdkrise, W. Trzeciakowski, hat dies so 

ausgedrückt: ~ Wenn man Opfer von der Gesellschaft fordert (ohne die es unmöglich 

sein wird. aus der Krise herauszukommen), dann muß man luch mit einer 

gesellschaftlichen Kontrolle dieser Opfer einverstanden sein, das heißt mit einer 

Kontrolle der Aktivitäten der Regierung, die ein Wachswm der Produktion und eine 

Verbesserung der Versorgungs lage herbeiführen sollen.~8 

Sobald derartige gesellschaftliche Kontrollpositionen bestehen, kann die ökonomi

sche und administrative Dispositionsmacht der einzelnen Institutionen des Staates 

niche in der überkommenen Weise aufrechterhalten werden. Die ökonomischen 
Verfügungsrechte der Ministerien, der Branchen- und Unternehmensleitungen 

gera.ten Unter einen Demokrarisierungsdruck, der die Machtpositionen der bisheri

gen Herrschaftsgruppen einzuschränken vermag.' Die gesamten Träger der admini

strativen Macht. insbesondere der Partei- und Sicherheitsapparat, werden durch die 

stärkere Rolle der kritischen Öffentlichkeit daran gehindert. ihre bisherige, von 

allgemein verbindlichen Regeln abgehobene geheime Herrschaftspraxis fortzuset

zen." Zugleich sind die ökonomischen und administraciven Herrschaftseliten durch 
eine soziale Kontrolle über die Verwendung des gesellschaftlichen Mehrprodukts in 

ihren materiellen Privilegien ($pndereinkaufsstellen. höhere Famüiengelder etc.)" 
bedroht. 

Angesichts des objektiven Ko·nflik(s z.wischen den Interessen des alten Staats- und 

Parreiapparats und der auf gesellschaftliche KonrroUe gerichteten sozialen Massen

bewegung" hängt die Verwirklichung des Danziger Abkommens von der Bewegung 
der divergierendeo politischec Kräfte ab. 

7 H. Szl,jfer. Nachzuholende Enrwick.lung unter dm Bedingungen d« Wd'muktes: da. B~;'piel d'·r 
polnischen E"rwicklung, f'robleme dc.s 1\.1 ... cnkmtpfes. Zeits.hrifr {ur polilische ÖkonomlC und 
sozialil,;"che Politik. H. '711977, S. 7 11. 

S 510"'0 PO"'lcchne vom '7.-'9. ll. '981. zil. nach Intcm .. ion.>lc rrc<s~ch.o.u des Wiener Tagebuchs 
Nr. 500 vom J. 11. '98,. S. 6. 

9 Vgl. dazu: 8 gibt keine Abkehr von der Relonn. Gcsp,ach mil Minimr Prof. B.k>. Zr.ie WarsZ>.u-y 
(Deu15che Ausgabe) vom S. 'l. 1981. 

10 Zu dieser Rolle der Trig<r .dmini«mi'·er Mochn,1. die An,lr" der Grupp~ -Erl<hrung und Zukunf<. 
(Fn. J). 

" VgL Punk. " d .. D""z.iger Abkommens (Fn. oll. 
" s. hiu:zu du bemerkenswerte ln .. ,,·i<"'>' der Zeitung Zycie W:UStlwy (DeutsChe Au.g..be) vom 

11. ! I. 198 J mi, dem u.II'·ertrelenden Minill«p .... idel\.en !Uko .... ki. Der lo,e,,·i',",e, sprich. vOn der 
.allgemeinen Überzeugung. d~ die .>lten ~hch",.ruk(uren den Augu,('.·er';nb~rungcn und dem neu 
~n'Sl:>ndcnen EhI"ßeit der Gesell<ch;ü, widersprechen •. R:>.ko"",,ki sagt dnu: _W .. die S'Nktu,.n 
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Die Ausgangsbedingung~n sehen - ~twas sc·hemJ.tisicn - folgendermagen JUS: Die 
politisch fLihnnde Kraft. die Vcrcinig!<: Polnische Arbc'ilcrpanci, zerfaJlt in drei 

nicht m~hr auf einen Nenner zu bringcnJL' Richwogen: in eine relormerische Richtun); 

mit starkem Rückhalt unter InteliektueUe::n, besonders Journalisten und einfachen 

Arbeitern. in eine zWischen den Paneiflügdn I3vicrcnde, pragmatisch auf geselischJit

!ichm Druck reagierende, aber konzeptions los handelnde Miltelgrupp~ mit dem 

n~uen Parteichef Kania an der Spilze und in eine konsep'3Ii v e, u. a. dun;h OlzolVski 

repräsentierte Ri(htun~, die mit gewissen Modifikanonen an de.n Prinzipien der 

hierarchischen Machtausübung im ökonomischen und geisligen leben lesthäll; ihre 

Machtbasis bildet der Sicherheitsapparat, die Wimchaflsbürokratie und dlS Füh

rungscorps der Armee. ') Die konservative Richtung bekommt dank der Unterstüt

zung durch die Sowjelunion einen besonderen Stellc:nwert im innenpolitischen 
Kräftespiel. .. 

Die führende Krah der sozialen Massenbewegung, die Gewerkschaft »Solidar;tä{~, 

zerfällt- auch bedingt durch ihren eruptiven Entstehungsprozcß - in einen radikalen 

Flügel, der in den jeweiligen Konflikten mit der Regierung vielfach maximJ.listische 

Positionen des Alles- oder-Nichts venriu - dabei geräl er z. T. in eine unbeabsich

tigte Negativ-Koalition mil den Konfliktinteressen der J.lten Machtappuare -, und 

in einen auf Erappenkompromisse mit der Offenrlichen Ge"'alt gerichteten, wohl 

die Mehrheit der Arbeiterschaft "erkörpernden Flügel, an dessen Spitze der Vorsit

zende des lJ.ndesausschusses Walesa stehe. 'I 

Das wesentliche Merkmal dieser Krältekonstcllation in, daß sich aus verschieden

sten Gründen - umer anderem wegen der Erf:lhrung der Arbei(er mit dem Scheitern 

der Reform von oben in den Jahren 1956/57 und 1970/71'~ und der politisch 
effektiven Imeresscnanikulation der alten Machrapparate - kein festes Bündnis 
zwischen einer dominierenden Re{ormströmung in der Partei und der spontanen 

Arbeiterbewegung ausbildet. Dadurch wächH den überkommenen Inscituüonen 

der Partei und des Staates ein starkes Gewicht gegenüber dem Prozeß der 

Demokratisierung zu. 

be.riff,. so bin ich nich. der Meinung. d#ß >.11e (!) den N.ch.uguSl·Re2.1ion ",idorsprocnen.< Vgl. auch 
E.·M. Bader, Fr""k[uner Allgemeine Zeitung vom ... 11. '9&1. 

') Vgl. hierzu die Hinw.ise bei K. S. K>rol, Die Saboteure von der -vie .... e,,< Ge"'..!,. link. Nr. 140. 
November 198 I, S. 6 I. Ei" .ehugende, Bei'piel {u, die Methoden der konsc",."ven Kraft< der PV Al" in 
di~ TJtuche. dill in ihr~r Zei.schrift RzeC2ywistosc ~in reformorienrimes Mitglied des Polilburo, und 
des ZK du Panei, H. Kubiak, beschuldigt "'ird, im Di~nst de, CIA zu sl~hen. S, den Bericht in Kultur. 
vom 1. 11. '98, und in Polvcilu vom} I. 10. 198t, zit. n.eh [n«motion .. l. Prossesch.u .1<1 Wi~ner 
Tagebuchs Nr. 496 vom \. 11. '98 I. S. 6 f. - Zur Position der Reformer vgl. den Berienr .I« Polytika 
vom lS. 4. 1981 üb.r d:u Putelforum in Thom, zit. n.ch Inlcrnltion..!e Pr=~schau des Wien« 
T.gebuchs ~r. ~i~ vom p. ~. 19&1. S. S I. $. auch W. L=~nto",iez, in: Z~'cie W.rsuwy vom I .•. 19SI. 
zir. nach Pr." .. chJu d.,.. Wiener T1~budu Nr. 46) vom \. l. 1981. S. 7 f. L.men,owiez schrieb z. B., 
• Die SU1tS- und PaneJünrung ,,:i,d nur d.nn effektiv .usg~üb, ", .. den konnen, wenn ..,ir lernen unter 
der Konlroll~ der oHendiehen Meinung die Konf];k" der In ..... " .. n zu lösen. Die bish..,.ig~n ~l .. hoden. 
die Konflikte hin .. r Klbinws.Ürtn zu "ertuschen, sind endgültig ge,eheioert .• 

1 ~ Vgl. den Brief der KpdSU :m die Vertinigte Poln;seh~ Arhci.erp.l'lei, Fr.nkIurur Rundsch.u "om 
11. 6. '981, und die ErkJ.rung des Zen"..!kom.i ... s der KPdSU. Fr:miJurter Rundsch.u ,'Om 

19· 9· '981. 

's Vgl. J. Gmer-Klenk. Gcspr:icnc mit L. \X'.leil. König"e;n '981 lowie d:u "hellende Ge'präch W.lts.> 
mit Arbo;lem ~ints AUlow,rk< bei W.rscb.u, Zycie \\:fusu"")' "om ,!. 6. 199 I. zil. n.ch Inoem,tion:<lo 
Pres!Csch.u des Wien<' Tlg~buchs Nr. ~s 1 vom 17.6. 198" S. ~ 11. 

16 VgJ. A. Micnnik, Die "<"pekli," der Opposi.;on, in: J. Pdikan, u. 1. (Hrsg.), Menscheneedm, Ein 
Jlhrbuch zu Osteurop •• Reinbck 1977, S. '99 H. 
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!ll. Auf dem Weg zum Kriegsrecht 

Enr~egen Jer - von bebnnren Liberalen in der BunJesn:publik Jur~cl:;riHl.'ncn -,
These Gc:nl.'rll J.lruzeIskis. daß der ~ewerkschJidjche Streik- und Forderungsakrio
nismus die entscheidende (niehr weiter hinterfragte) Urs3che für die Krise der 
Funktionsfähigkeit des polnischen Staates geselzt habe,'1 sind die Konflikte 
zwischen der öffentlichen Gc"'-alt unJ der in der .. Solidarität. zusammengeschlos
senen sozialen M~ssenbewegung, die sogleich nach dem Abschluß des Danziger 
Abkommens aufbrachen und die in der Verhängung des Kriegsrechts ihre offizielle, 
"orläufige "Lösung. finden, hauptsächlich dadurch bedingt, daß der alte Staatsap
p~rat und die konzeptionsschIV6che politische Führung ihre Souver:inirälSSphären an 
entscheidenden Punkten unabhängig von den Einschränkungen durch die neu 
"erbürgten politischen Freiheitsrechte aufrechtzuerhalten suchen, Diese retardieren
de Rolle der politischen und administrativen Leitungsinstanzen zeigt sich in allen 
großen Auseinandersetzungen der letzten '5 Monate: in den Konflikten um die 
Registrierung der Gewerksch:lft .Solidarität., um die Verh:lfrung des Gewerk
schaftsdruckers Narodniak wegen der Publizierung sogenannter Staatsgeheimnisse, 
um die autorirJ.tive Beschneidung der freien SamSlage durch die Regierung, um die 
Zulassung der Bauerngewerkschaft, um das Vorgehen der Sicherheitskräfte gegen 
die Gewerkschafter in Bydgoszcz. um den Bcserzungsmodus für die Direktoren der 
suarlichen Unternehmen und um den Zugang der Gewerkschaft zu den Massenme
dien .'9 
Diese Auseinandersetzungen laufen, fase drehbuchanig. nach dem gleichen Schema 
ab. Die politische Führung bezieht eine kompromißlose Position staadicher 
Definitionsmacht über die jeweiligen gesellschaftlichen Streitfragen. Durch den 
sozialen Druck von Massen- und z. T. Generalstreiks wird diese Position für die 
Respcktierung und Aufnahme gesellschaftlicher Interessen geöffnet. Damit aber löst 
die Regierungsgewalt einen legitimitätsauszehrenden Krisenmechanismus aus, den 
niemand authentischer analysiert hat als der stellvertretende Ministerpräsident 
Rakowski auf dem Sonderparteirag der PVAP im Juli 198t: »Polen kommt wegen 
der extremen Konservari,-en nicht aus der Krise heraus, die strategisch günstige 
SceUen besetzen, . _ . wegen der Unentschlossenheit von ZK und Politbür.o auf dem 
Weg der Erneuerung, wegen der Radikalen in der ,Solidarität(, die diese Unent
schlossenheic ausnutzen. Alle reden von Reform und Verständigung, aber die 
konservativen Krifee in der Partei hallen im Grunde Reformen für gefährlicher als 
die Fehler der Vergangenheit. Die Panei kaon ihre FührungsroUe nur dann 
wiedergewinnen, wenn sie den 3J1tisozialistischen Kräften, die im Lande aktiv sind, 
die Initiative aus der Hand nimmt und praktisch mit der Reform anfängt, die bisher 
Dur in Worten betrieben wird.«'o 
Der Srrukrurkontlikt zwischen der Prärogative der Panei- und Staatsführung und 
der sozialen Massenbewegung, wie er durch das kompromißhafte Nebeneinander 
vordemokratischer Herrschafrsprinzipien und gesellschaftlicher Konrrollrechre im 
Danziger Abkommen vorgeformt wurde, wäre nur unter der Vorausserzung zu 
überwinden gewesen, daß die politischen Leirungsfunktionen durch einen offensi
ven. konzeprionell überzeugenden Reformkurs demokracisch fundiert worden 

'7 R. Augslein, Der Spiegel vom 11.11. '981, S. S8, M. Gri/in Dönhoff. Die Zei, vom ,8. 1l. '921-

, S Rede von Genen! Juuzd,kj "Om 1) . " . '9S, nach der Verkündung du Knegsre<hlS (Fn .• ). 
" Zur Einul,naly.e di.,er Konflikte ,·gl. J. P~eI,. Rechul)'pu, und gesellschaftliche Aneignung. Zur 

,·crf>5.ungsthcoreti,ehcn Interpretation d.r En."';cklung 'n Polm «i, Sommer '980, in : Fcsuchrih I. 
Abrodroth zum 71 . Geburtlllg (hg. von N. [',ech) <in Vorbereirung). 

'0 Der Spiegel vom 10.7. '98" S. 79. 

71 
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71 waren, der die Pobrisierung zwischen den Führungsinstam.en des Staates und der 
soziakn ~Iassenbewcgung überbrückr hatte. Der breieen Rcformsrrömung, die sich 

gleich"'ohl in der Mitgliedschaft der PVAP, Jer Presse un Panei und unter 

Inlcllektudlen der Panei ausbildet, gelingt es nicht, in der politischen fi.ihrung 

mehrheitlich fuß zu fassen und die alten Machtapparate der Partei, der Winschafrs

bü rokratie und der Sicherhe!tsorgane unter Kontrolle z.u nehmen. Auf dem 

Sonderparteitag der PVAP vom Juli 198!, auf dem es dank des erstmalig 

praktizierten demokratischen Wahlverfahrens zU einem großen Revirement im ZK 

kommt, behält der sicherheitsapp3radiche Kern der Partei seine Positionen im 

Politbüro, in dem offensive Reformer nur eine Minderhcit bilden." Es ist ein Indiz 

für die Machcverhälmisse in der poliLischen fUh rung der Panei, daß die - zirierte -

reformerische Rede des stellvertretenden Ministerpräsidenten Rakowski dank der 

Kontrolle des alten Apparats über die Massenmedien nur in einer zensierten Fassung 
gesendet wird." Ein weiteres fndiz für das Gewicht der fortexistierenden Machror

ganc ist, daß zwar die Regierung, vertreten durch Rakowski, Ende März 1981 in 

einem Abkommen mit der Gewerkschafc .. So[idarität. das Vorgehen der Sicherheits
krähe gegen die Gewerkschafter in Bydgoszcz für rechtswidrig erklan'), daß aber 

d ie Gener.1lsC3acsanw.1ltschafr das Verfahren gegen die betroffenen Amtsträger 
ausdrücklich wegen fehlender Rechlswidrigkei( ihres damaligen Vorgehens im 
Sepcember 198 teinstellt. " Ein letztes Indiz für das Gewicht der amireformenschen 

Krähe in der Wirtschaftsbürokratie ist, daß der für Planungsaufgaben zuständige 

Minisrer in einem Interview mit der Zeitung "Zycie Wuszawy- selber darauf 
hinweist, .daß eine bestimmte Branchenlobby und Zentren der Wirrschaftsverwal

lung Hauptbollwerke sind, die die Reform bedrohen «. 'I 

Die krisenverschärfende Bremskraft der alten Machcapparate, gestützt und angetrie

ben durch die SO"l'.·jetunion und die übrigen osteuropäischen Staaten (mit der 

gelegentlichen Ausnahme Ungarns),'6 die zwischen den ersten Ansätz.en demokra
tischer Kontrolle des staatlich bestimmten Produktions- und Entscheidungsprozes

ses und der sogenannten Konterrevolution auf Grund ihres eigenen Systemchar .. k
(ers keinen Unterschied machen, wird zur wesentlichen Bedingung für die 

Radikalisierung der Gewerkschaft .Solidaritär«, die am Ende daz.u übergeht, die 

Legitimität der öffentlichen Gewalt in Frage zu stellen. Nach dem Sonderparteicag 

beziehen die Führungsinstanzen der PV AP in den zwei fundamentalen Fragen der 

Meinungsfreiheit in Rundfunk und Fernsehen und der Leitungskompctenzen der 

Wirtschaft str ikt autokratische Positionen", während die Gewerkschaft .Solidarität« 

dem offensiv das Konzept einer auf die Kemelemente von Arbeiterselbstverv.·altung. 

politischer Demokratie und Rechtsstaatlichkeit gegründeten Republik entgegen
Stellt. .1 

!1 D.". Spi<~cI vom 27. 7. !981. S. S4 . 
1> Der Spiegel vom 10. 7 . !981, S. 81. 
!} F~fut'!cr Allgemeine Zei,ung vom '. 4. 1981. 
'-I Z:--cic Wtr111W Y (Deu ... che Ausg.bc) vom .6.9. 1981. 
'1 Zycie W.nuwy (DeutsChe Ausgabe) vOm s. 11 . 1981. 
.6 S. Fn. 14. 

'7 Vgl. hitflu .rw. die Rede vOll P.neiche( KUli. in Po.en. F .. nklurtcr Rundsch.u '·Om .S. 8. 1981. Den 
Zug.ng der C ...... rk.d>.I. -Solidarit:i .. zu den M,s<tnmedien lehlll< dll Polirbüromi!gli~ Oho,",ki 
mit ein« ge~dczu offenherrigen Erklärung Ab: -Die {'.mi hnn in die .. m Punkt nichl n.engeben, denn 
die Propagand. i" im SOZIaliStischen SYStem un.rläßl icher B'SlUldteil der Macht . • Frankfurter 
Allgem.in. Z.icung vom 'j. I t. t 98 I. 

.8 Sieben-l'unkte-Programm der Ge"·erkschm -Solidmü,., Ft:>nkluner Rundsch.u ' ·om 11 . 9. 198 I. s . 
• uch du .usfYhrliehc, AJ,C:1l15 Oktober ve .. b"hiedete Progrunm dcr • Solid,,;ü,_, voUstl:ndig übe=t:z.t 
in : Ost<urop. - (nlo Nr. Vl98" S. 7-ll. Ans.merkr sei, daß in der Gewerklch:o.ft .Solidariüt. die 
l'robl(me du ökonomisch~n L.nkungsprin~jpien - ;n,b.l0nde,~ d:u V"h:ilttl;, "on Becriebuu\onomie 
und zent"ler PI...,UIlg:<komp<tcnz - nieh. ,u,di,kutiert "· ... n. 
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In der Polarisierung zWIschen der befestigten Prärogative der Parteifuhrung und der 

Gewerkschaft "Solidarit.ätd werden diejenigen Kr.;iftc in der Partei an Jen Rand 

gedrängt , welche die autoritäre Leitung des Staates zugunsten ~ines gescl\~.:hrtfdi

ehen Konsenses insbesondere auf dem Gebiet der M.lS5cnmedien. von deren Stdlung 

gcwissennaßt'O die tägliche Quali(.;i[ demokratischer Se!bst\"erst~ndigung über die 

allgemeinen Angelegenheiten abhängt, überwinden wollen. Es hat s)'mbolhafte 

Beoeutung, daß der Vorsitzende des Journalistenverbandes. Stebn Bratkowski, der 

zu den Inspiratoren der von Parteimitgliedern und Vertretern der Intelligenz 

gebildeten Reformergruppe .Erfahrung und Zukunft. gehime. am Ende auf dem 
4. Plenum des Zentralkomitees der PV AP im Oktober J 981 aus der Partei 

ausgeschlossen wird;" BrJtkowski halle schon im März uno dann wieder Anfang 

August sehr deutlich gegen die Sonderinteressen der aleen HerrschaftslppHalC 

Stellung bezogen und vor allem die Rolle der Zensur und das d.aran geknüpfte 

Meinungsmonopol der P~rteiführung in den Massenmedien, das als M.1chtmiucl 

gegen die Gewerkschaft .. Solidamät« eingesetzt wurde, kritisiert.'o 

Was auf der Seite der Pmeiführung seit Mitte Juli 1981 als Veneidigung der 

administrativen Herrschaftszc!ltrcn in den Massenmedien und in der Wirtschaft 

erscheint. das spiegelt sich auf der Seite der Gewerkschaft . Solidarität. darin, die 

demokratische Legitimationsschwäche der Leitung der PV AP in ein Druckmittel 
umzumünzen, unabhängig vom rationalen Kalkül dessen, was in einem Land im 

Einfiußbereich der Sowjetunion an Änderungen des politischen Systems im Blick auf 

eine demokratische InfrageStellung der führenden Rolle der Partei realistischerweise 

möglich ist. Die Gewerkschaft ~Solidarilät " geht über ihre ursprünglichen Positio

nen hinaus. in dem sie den bisherigen Kreationsmodus der Gemeindeparlamence und 

des Gesamtparlamerns durch die Forderung nach freien Wahlen zu überwinden 

sucht und zugleich die von der PV AP gefonn1e Regierung durch die Forderung nach 

einer Volksabstimmung in Bedrängnis bringtY 

Die gegensätzlichen Legitimationsprinzipien der Paneirührung und der Gewerk

schaft »Solidarität- treten in den Projekten zur Überwindung der ökonomischen 

Krise konkreter hervor. Während die politischen Führungsinstanzen der PV AP 
eiDen Rat der Nationalen Verständigung ansueben, in dem die Gewerkschaft 

»Solidarität. als eine unter vielen anderen Organisationen unter der fortbestehenden 

19 Fr~kfu(tcr Allgemeine Zcirung "om '9 . 0IHober '98 •. Auf dcr SitZung dos ZK vorlo, ~uch der 
Ch.frcd.klou( des O'1;ms des Jugendverband. d.r PVAI' sdnm Posten; er hllle in sc;"er Zeirung cin 
(nlClviow mit J. Kurnn, dem Milbegriindcr de, Kom;tcc. für ge.ellich1fdiene Sclbu"ert.idigung 
(KORJKSS) und Scr. ... r du Gewerkschaft .Solid,rit't-. yerolfentlichL (n dem (n.e(Vi.", hieß co u. t. : 

• Man s.gt, Sie seien Anwo~iililt? Kuron: .WeM du die .. gm. die m~in'n, d:ill d.u SIreben nlch eino, 
<>tirklichen VergcseUsebftung d .... Produkuon.mlUei und der Vc-rgMellscb1flung der M>chl IIIwo~i.li
stileh .ind - denn du ,ind virklich meine Ziele -, d""n h.ben die eben ein eigen ... Vers,Ü\dtli. 'on 
Anciwz.i>Ii,mus.- Nachdruck in Tygodroik Po",,,<Chny vorn l8 . '0. 198 ... ,I. n.ch (ntemuional. 
Pre .. csch'lI des Wiener T.gebuch. Nr. 49. vom H. '0. '981. S. 8. 

JO Vgl. den Brief von S. Brotkowski 1U den Vorfilien in Sydgou.cz. Fr:mkIurttr Rundscn.\! vom 
17. J. '98, .owie die ErkHrung des Polnischen Joumolu.enverbandes gegen die m1llipuluive Rolle der 
Zensur in den M ..... nrnedien. Tygodnilc. PO\L's~cchny vom )0 . 8. 198,. t it. ",eb (OlCmotion.le 
Preueschau d .. Wien .. Tl,obueru Nr. ~88 vom ).9. '9S1, S.) I. S .• uch den Send,. in: Fnnkfurter 
AllgemeIne Z.iwng vom ' 7. S. '98, - Als Sr>llc.owski 'um Vorsi"enden des Joum,jisten\'Crb..,d .. 
g.vlhlt wurde, .,kl'rte Cr p,ogr;unm .. isch, d.tß die ~hssenmcdien dem .o,i.liru"llen G ... cllscll.ftsl)'
.<em .J, gan ... , dienen so",en. nich. jedoch emzelMn Gruppen oder Personen im Herrsdl1f".pp,n •. 
Frankfurter A"gemeine Zeirung "om 4. 11. '980. - Gegen den P1rtei.u"chJuß voo Bmko""kj 
pro.eSlierte ohne Erfolg die rdormori.nnerte P~rt.iorg""iHtion d.r D.n~iger Len.n-W.rft . Poh-tib 
vom 7 .... '98 •• ut. nach (nrcm"ionale [>«".,ch,u d.s Wiener T1gebudu Nr. 497 vom 11. ! I. '981, 
5. 8. 

) I Sieben-Punkte-Programm der G.w.,lucJuh -Solid.rim. (Fn. 18). Vgl. auch den Sericllt über du auf 
dcr ~wei.eo Sit%ung'pcnode d ... Solid"itä .... · Kongr<ss", "cr.bschiede.e .u.luhrliche Programm: 
Fr-an!durtcr A"gemeine Zci.ung vom 9. 10. J98<. Zur forderung nach einer Vollu.b.timmung $ . 

Fr""kfurttr A"gemeine Zeitung ,'Om \ . '0. 198. und FranlUuner Rund,eh,u "om 9. 10. 1981. 

7) 
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7-l Oberherrsch"ft Ja PJ.rtci cinbew!;cn werden soll, zit'lt der Vorschlag der 
GC\l .. crks~hJfl .SolidaritJt" hir einen Rat der Wirtschaft darJuf. ein von der 
rrJro~ati"e lkr PJ.rtl'i unabhänf:igcs GUL1,htcq;rcmium ~us Gc~ .. erks,ha(t, Kir,he 
lind \Vissc:mchltt zu schJ.ff.:n, dJS kraft des öffentlich!.'n Meinungsdrucks in der L:lSc 
g(1).'cscn wärc, die w~i(ere:\is(icrcnde Rcgicrungstätigkeit zu kontrollieren und die 
Interessen dcr Gescllschaft zum AU5dru~k zu bringen.l' Die aporetische Siru:Hion 
Jer Polarisierung in auminim,Hive und demokratische Legitimationsprinzipien hll 
e in pol nischer ]uurnJ list der z~ i t u ng »Z >'e ie Warn.a wy" lU rce h [ so gc kennzeichn<'l : 
"Diejenigen. die: in Polen regieren. haben nicht die ~hcht und diejenigen, die die 
Mlchr h3ben. !:ißt mJn nicht regiercn.,,]) 
Gegenüber dicsem Prozeß der Polarisierung der legi[im~tionsprinzipien und 
lcgitimationsinHanzen bilder - neben der Ka[holischen Kirche - untcr den 
Staatlichen Institutionen allein das Parlament lange Zeit cin bedeutS3.mes Gegenge
wicht. Am Schnittpunkt zwischen öffentlicher Gewalt und Gesellschaft angesiedelt, 
bnn es Vermitdungsfunktionen zwischen der Regierung und der Gewerksch~fr 
·Solidarität. übernehmen und damit als Garant des Danziger Abkommens fungie
ren. Diese Minledunktion des PJrbments. dessen Zusammensetzung unveränden 
geblieben isc und in dem die Polnische Vereinigte Arbeiterpartei von vornherein die 
absolute Mehrheit innehat, beruht wesentlich darauf, daß es im Unterschied zu den 
Führungsins[anzen der Partei - des Zentralkomitees und des Politbüros - öffentlich 
ragt. Es ist daher bei relariv entfalteter politischer Meinungsfreiheit und sozialer 
Organisarionsfreiheit auf die politische Stimmungslage der Gesellschaft anders 
bezogen, an eine quasi-demokratische Legitimierung seiner Entscheidungen srärker 
gebunden. So spielt das Parlament in zentralen sozialen KonOikten eine krisenent
schärfe.nde Rolle. 
Als Ministerpräsident General Jaruzelski im April 1981 ein zweimonatiges Streik
verbot fordert, kommt dem der Sejm nicht nach. Er verwandelt das Verbot in einen 
niche sanktionsfähigen Appell, um Formen gesellschaftlichen Konsenses zu stabili
sieren.!< In der großen, für dls System des .. realen - Sozialismus seit den Kontroversen 
in der jungen russischen Sowjetrepublik zentralen Frage. wem die Besetzungskom
petenz für die im öffentlichen Eigenrum stehenden Unternehmen zukommt, gelinge 
es dem Parlament erneut, eine Einigung herbeizuführen. Während die Parteiführung 
und die Regierung ihre Kompetenz unter Rückgriff auf die klassische Leninsche 
Doktrin. derzufolge die Bestimmung der Betriebsleicer durch die Arbeiter eine 
anarcho-syndikalistische Abweichung sei. verteidigt)!. verwandelt das Parlament den 
Gesetzentwurf der Regierung qualimiv : Gegen den Willen der Arbeiter eines Be
triebes kann kein Betriebsleiter ernannt werden, aber auch die Arbeiter können gegen 
den Willen der staatlichen Organe selber keine Betriebsleiter wählen.!' So hat das 
Parlament. den Prinzipien der Kompromißordnung des Danziger Abkommens 
folgend. einen systematischen Einigungszwang geschaffen, der im Oktober 198r am 
Ende auch vom Gewerkschaftskongreß der nSolidarirät« akzeptiert wirdY Als die 
politischen Führungsinstanzen der Partei im Zuge ihrer - durch selbslerzeugte 
Legitimit:iLSauszehrung bedingten - Kon{rooc3tionsscracegie auf dem 4· und 5. 

J' Frlnkfurtcr Allgemeine Zeitung "om 1~, 10. J 98.; frlnklurrer AUge"''';ne Zeirung "om )0 .• J. '9' J. 

)) Hlnno'·cr<ch. Allgeme.ne Zeitung, '.l:'ochenendbtil'ßc \10m !r.lu. 11. 198 .. 
H Fronk.!urter Rllndsd'llu "om I J. 4 . J 981. 
H Fn..,khmcr Allgemeine Zeüuog "om J f . 7. 198 J, '"om 1>. S. 1981, vom J. 9· 198. und ,'om 4. 9 .198 I. Zu 

lenin> Posi.ion ,. J. PereI., Zur politischen V~rf""',ung d .. Sozi.li,mu" KJ H . • lr971, S . • 66 ff. 
($. 17}-I78) m. w. N.ch .... 

)6 Fr.nkfu.rter Allgem';nc Zeirung ,'om !6. 9· 198 .. 
)7 Fr2lIkhJrtcr Allgemeine Ze;rung \'om 18.9· 198. und vom !. 10. '98 .. 
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Plenum des ZK der PVAP im Oktober und November 1981 das Pulamen! drin~end 

ersuchen, der Regierung Sondcr\'ollma~h(en - insbesondere zur Su_,pendierun~ des 

Screikrechls - zu erteilen" und Jie GC"'crkschaft .SoliJ:Hil:iI. komplcm~nlär dazu 

mil J<", Verkündung Jes GenerJlslrciks Jrohr. behalt J:lS ParbmcnI n~ch I\';e vOr 

seine Verminlafunktioncn bei . :\lChdem c:s sich Anfang November (98) erneut 

cinem Anti-Streikgesetz widersetzt und s\3ttdessen - ähnlich wie die Führung der 

.. Solid3ril~l" - einen bc!schworrnJen Appell zur Beendigung der unkoordinicrten 

Einzelsrreiks erläßt,!' \'erzichtet es wenige T.1ge vor Verhängung des Kriegsrechts 

ostenr;).liv d.HJuf. das von der Regierung im Parlament hinterlegte Gesetz tiber den 

Erlaß von Sondervollmachccn überhaupt auf die Tagesordnung der für den 

15. Dez.ember 1981 einberufenen Sitzung zu selzen.'o 

IV. Ausnahmezustand - Funktion und Perspektive 

Für die Verkündung des Kriegsrechts 1m lJ. Dezember J981 Stützt sich General 

J aruzelski auf den Art. H Abs. 1 der Polnischen Verfassung: »Der Staatsrat kann 

den kriegerischen Zustand über ... das ganze Gebiet der Volksrepublik Polen 

verhängen, wenn dies im Hinblick auf die Sicherheit des Staates erforderlich isr.

Zwar ist dies eine Kompetenznorm für die Erklärung des inneren Nomancles bzw. 
des Ausnahmczustands, auf die sich der Staatsrat berufen kann . Diese Befugnis zur 

Erklärung des Ausnahmezustands enthält jedoch kein WOrt über die konkreten 

Eingriffsbefugnisse und über die Möglichkeit, verfassungsrcchdiche Schranken zu 

suspendieren. 

Die fehlende Fcsdegung der materiellen Befugnisse im Ausnahmezumnd, die selbst 

in einer so extensiv anwendbaren Norm wie der des Art. 48 der Weimarer 

Reichsverfassung ansatzweise geregelt war, ist der Grund dafür, daß die Gesetze für 

Sondervollmachten im polnischen Parlament eingebracht werden sollten, um ein 

halbwegs berechenbares Verhältnis von Ausnahmezustand und Normalzustand 

normativ zu bestimmen." Daß es die Regierung Jaruzelski bei der Verkündung des 

Kriegsrechts unterläßr, die einzelnen Sonderbefugnisse von dem - bis zu einem 

gewissen Grade zum Organ der Gesellschaft gewordenen - Parlament zur 

Beschlußfassung vorwiegen, obgleich es, sobald eine Sejm-Session eröffnet ist, die 

alleinige Kompetenz zum Erlaß von Dekreten mit GesetZeskraft besitzt," kenn-

)8 Zycie Wlru.wy (Deutsche Au'g,be) "om .~ . 10. I,SI und vom J. 12.1,81-

J9 FrUlkiun~r Allgemeine Zeitung vorn ,. 11. 1991. .0 S. dazu die in der Zeitung Zycie \).~.rsz'WY (Oeuuche Ausgabe) vom 12. 11. '9S, "croffmdicht< 
T age,ordnung. 

4' Über die Kompetenz des P:ul:>menu, die No,s..."dlbdugnisse und den Umfang der Verf"'Il~gssu,pen · 
"~onen im Aus~ilimC2u":l1l.d f~$lzul<s,n, "<rIiert H. Riddor - obgleich <"incr der besten Kenner der 
Nom;ondsproblemaUk - in seinem Kommenur tur Verhingung cle. Ausn,hmc-zu" ... ds Ic-ider kein 
Wort. Sto" d .... n hCIß, eS wohlmeinend: -, .. Gegen die ln cl.t Bchnnun.chung vom 1), Onemher 
198 1 en1h,.h.n~n Su'pensionen von Grundrechten u'w. ist reeh<lich nichts zu erinnern. denn ,olchen 
}"hßnilimen Raum zu geben, ist j. ge .. d. der Sinn cle, robu"en [n.tituu .. " Dieser juri,ti~hcn 
Legitimierung d.r Enl{e"cJung der Exekut;vbefugn'$Se in Polen entspricht die .uf du ,Sozlali,ti,che 
Büro. zidende politische Fronutellung Ridde" gegcn .C1luchI01!enc . . ' Drit'''''egler .... deren 
en.ntri.chc Wclt""schuung clen irrnlen Sozi.lismu. zu ihrem kultischen Mjudpunkl m.ch.-. H. 
Riclder. Das Polen-Lied der Krokodik Blatter lur deursche und ;n'<T1l1tion>.!, f>olitik, H. '"98,. S. 7. 
S· 9· 

41 In diesem SinM iußem ,ich Jurü.en der KnJuuer UnivCfs;ut in einem nach der Vcrhingung des 
Kriegsce<:hts veroffentlieh •• " Flugbllrt. FrlnkiurtC1' Allgem<inc Zeitung "om 11. Il. 1981. Zur 
' ·erhs.ungsm'ßigen Rolle d •• Parl:>menrs s. im "n<eln.n E. Gr'-'l •• Fr ... kiun.er AlIgtmeim Zeilung vom 
U ,I .19h . 

7f 
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zeichner den Legirimllionszerfall der polirischen Fühn..ongsins(~n2en des Hrealen" 
Sozialismus, Die [ns(~lIierung eines aui~er-\'erbss ungsmäßigc:n Exekutivorgans. dcs 
\lilitärrats zur Mrionakn Re[fun~, ist /\usJnJlk die~es legirimationszerlalls wie des 
\'asu<:hs, ihn zu übcrbrü<:h-n, 
t\' Kh SCdlS Wochen Kr i~gsreehr emdeekt die oifizielle Seile nun Joch eine. Lücke 
in \.I\: r Vafassung«"- eine formd. hinter Jer sich seit Jem Preul;is<:h~n Verfassun!l;s
kon(Jikc "on 1861166 dds Durchschlagen der rechdich nichr legitimierten ;\-1Jchtin
rcressen der SIJJtsgewalt verbirgr." Diese sogl:nannte Lücke in der Verfassung, die 
Jurch das Uberspielen des Parlamenrs erst erzeugt worden iS[, macht es criorderlich, 
Jen Sejm ,'on oben zum Leben zu erwecken, damit er im nachhinein die fehlende 
Zustimmung zu dm Ausnahmebestimmungen gibt. Es isr nicht ubcrraschend. Jaß 
JlS Parlament unter Jen Bedingungen des Ausnahmezustands. in dem die 
Gbenragung der Debatten in Rundfunk und Fernsehen unrcrbunuen ist. ungeaclue[ 
einiger kritischer Stimmen den Normen des Kricgsrechts zustimmt.'< 
Die M.1ßn:lhmen des Kriegsrechts dienen der Wiedereinsetzung der verselbständig
ten Suatsmaschine, Sie richten sich daher gegen den Kern des Danziger Abkom
mens : gegen die Koalitionsfreiheit und gegen die. MeinungsfreihejL'~ Die Organisa
tion der unmine!baren Produzenren wird bis auf we;ceres verboten , Die meisten 
Mitglieder der leirungsgremien von .Solidarität~ werden - da sie .die Sicherheit des 
Staates gefährden könmen.'7 - verhaftet und die frorz Kriegsrech[ aktiven Gewerk
schafter in Schnellverfahren ohne Berufungsmöglichkeit zu hohen Freiheitssrrafen 
,'cruneilt." Die Arbeiter der wichtigsten Unternehmen werden zu Objekren 
militärischer Kommandogewalt - ähnlich wie in den Zeiten des Bürgerkriegs im 
revolutionären Rußland. mit dem wesendichen Unterschied allerdings. daß die 
Arbeirsarmeen T rotzkis noch gegen den äußeren Feind gerichtet waren, während die 
jetzt unrer Kriegsrecht und unter Endassungsdrohung zum Austritt aus der 
Gewerkschaft .Solidaritätll gezwungenen Arbeicer" selber der Feind sind , 
Konsequenterweise werden die Ansätze öHendicher Kommunibrionsfreiheit. die 
sich gegenüber dem Meinungsmonopol der Parteiführung ausgebildet harten. 
ebenfalls geschleift. Die sraatliche Zensur wird zur W2hrnehmungs- und Darsrel
lungsform der verbliebenen Presse und der Massenmedien , "Unzu\'erlässige« Träger 
des öffeodichen Kommunikationsprozesses, welche die ökonomische und politische 
Krise des Systems staatlicher Verfügungsgewalt über den gesellschaftlichen Prozeß 
zum Thema machten und demokratische Lösungsperspekriven entwickelten, wer
den aus den Redaktionen verbannt oder in sogenannten fncemierungslagem ihrer 
Freiheir ber~ub(. ro Um die wissenschaftliche und literarische Intelligenz, besonders 
die Berater der Gewerkschaft »Solidarität., zu enc-Iegitimieren, weckt der Sr3..:!tsap
parat Ersatzideologien, einschließlich antisemitischer Zuweisungsmechanismen." 

~) Die" Formulierung wahl, R"dio 1);1 Jrseh.u in einem 8ericht üb .. die mit dem Kri<g.<rccht beE.ßten 
Sejm·Au",hu"<: Zwu <eh. die Verf,,,ung die A\Jsrufung des kriegcris.heo Zusr,nds durch d.n 
St .. "r" 'or, ,ie c".h,jt. ~b"c nicilt in "ollem Um{3Ilg eine Delini,ion cl"" r",hel;<"en Si,u •• ion .. ':ihrend 
~iner Geltung,d.ucr, Frankfun<r Allg<meine il:irung '-om '5 , r. 1951, 

4~ Vgl. E. R. Huber. Deuuche Verlmung.geschichle Bd, 111, l, AuO, Snmg1l1 '97&, S, )09 r. 
4\ Fnnkfuner Rundsch.u 16, I. 1981 . 
.;6 Die >.ll gemeinen Normen des Krieg,rechts sind ,bgedNckt in: Fr3Ilkfuntr Rundsch~u "Om 

'4, 11. 198 .. 
47 Ebd, 
48 Frankfurter Rundsch,u vom " I. '981, 
49 $, die Ou.,dlu ng "on Erzbischof G Ic-mp, Frank/uner Rund,,".u 110m ... " '98' , 
s<> Vgl. die "00 R.dio W:H~d,.u ... eröffentlich« Lij,e de( lestgenommenen Gewerlu,h.f, .. und {ntdlck,u

tllen ,'Funk/uner Aligememe Zei,ung '-om ,8 , ,1. 1981. 
S' Die (n.n2o,ische Z.i,ung .Liber.,ion •• itien JUS .in<m Bericht VOn R.d'o Warsd"u diesen S .. " .Die 

polni«he Krise ist d .. Ergebnis d .. Aktivi" .. n der duuvini«i,chen lirdisehen Inl<m.uon.Jc, die 1eh,~ig 
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welche jüdische !ntelieklUclie zum Sündenbock für die Erzrugun~ der sozialen 

Zerrüwngserscheinungen machen . 
\1ir der lnst::llli.:rung des Militärr;Hs ;l.ur nationalen Rc:tlunl(, der als Kontrollin

st.lnz der Regierung fungiaen 5011, ist das marxistisch-leninistische Modell der 

führenden Rolle der dem Anspruch nach au( die Arbeiterkl.:me gesnirzren Panei 

temporär außer KrJ(t gesetzt. D.lher wird das reine Funktionieren der staatlichen 

Institutionen. die im \t1iJitlr- und Sichcrheitsapparlt ihre lelzte Stütze finden. z.um 

wesentlichen Bezugspunkt. 

In ihrer Selbstdarstellung erwecken die Armeeführung und die Regierung den 

Eindruck. daß sie eine schiedsrichterliche Rolle gegenuber den korrupten Kräften 

der Partei und gegenuber den Radikalen der Gewerkschaft "Solidarität- anstrebe. 

um \'on oben durch diktatorische Zwangsmittel die Bedingungen für die Wiederluf

nahme des Reformprozesses herzustellen." Diese Absicht mag bei Teilen der 

politischen Führung bestehen und nicht bloß der Verschleierung eines gegenteiligen 

Ziels dienen, Zwischen den Mi[teln der Regierung und ihren proklamienen Zielen 

existieren allerdings bisher keine tragfähigen Vennittlungsglieder. 

Das gilt \'or lllem für die Vorstellung. es sei möglich. die Gruppe der Radikalen -
gewählte funktionäre einer nahezu 10 Millionen Mitglieder umfassenden Organisa

tion - unter Ausschluß des Prozesses innergewerkschlfdicher Auseinanderserzun

gen durch eine An Regierungsverfügung von der "Solidarität- abzutrennen und 

doch die Gewerkschaft als unabhängige forcexistieren zu lassen. Das Danziger 
Abkommen kann nicht auf den Spitzen von Bajonetten wieder eingeführt 

werden . 
Auch im Blick auf den Panei- und Staatsapparat treffen die erklärten Absichten der 

politischen Führung auf objektive Schranken. Die Existenz der Regierung J aruzelski 

hängt gerade von den Kräften der Armee und des Sicherheitsapparats ab, die schon in 

der Zeit der Demokratisierung zu den Gegnern eines einschneidenden Reformpro

zesses gehönen. Das Gewicht dieser Kräfte wird unter den Handlungsbedingungen 

des KriegsrechtS noch verstärkt, Es ist kein Zufall. daß - gerade auch in der 

Armeezeitung - gegen die Refonngruppen der PVAP eine scharfe Kampagne. 

unterstützt von administrativen Maßnahmen zur sogenannten Verifiz.ierung der 

Kader. gefülm wird .<! 

Der Militämlt hat die Aufgabe - Jaruz.elski hat dies in einem Brief an den 
Generllsekretär der KPF, George Marchais, ausdrucklieh erklän r• - in einer 

Zwischen periode die polnische Staadichkeit zu sichern, um anschließend die Partei 

in ihre ursprüngliche Führungsrollc: wieder einzusetzen. Diese Aufgabe des 

Militärrats wird dadurch erleichtert. daß das Führungskorps der Armee sich zu etwa 

85 Prozem aus Mitgliedern der PV AP rekrutiert. 

Die wichtigste Funktion des Ausnahmezustands besteht darin. den Weg für eine von 
der Zustimmung der Bevölkerung \Jnabhängige Überwindung der desolaten win

schaftlichen Situauon freizumachen. Ob mit der Stabilisierung der repressiven 

Prozent der wesclich~n W;ruch:01, kOl\troUiert ~nd die", Pol.n die !>heh, el"ßTe;len ..,;11, indem si. ,ich 
der Org>n's:I.ion d.r kuholi.eh.n In •• llck.utllcn und des Komir.« zur Verteidigung d.r Arb.i,.r 
(KOR) b.dimt.- Fratlkfurter AlIgem~"" Z<inmg VOm ". 11. '98 .. Serieh, •• wird (em.r, d~ der 
unilormierte N.chrich'en'pr«ner d .. poloiJchen R.undfunk. bei der Nennung de< \·.rh~te(Cn 
Prol.nolS Kunicki b.inlulug«, • Ocr <eh« l':une iu Goldf"'g" •. F'2IIklurter Aligemein~ Zei,ung rom 
r8·'1.'98 .. 

p VgJ. aus Itr~ter Zeit den Brief Geneni J:tnJ1<i,ki< an den Gene ... I,e!<""r der KommuniSliJehen Pmei 
Frankreichs, G. M.rch>is, Frankfurter Rund«h.u '·Om .S. t. 1981, und ci ... I",e,,·;.'" des Stern vom 
>, . , . t 98 ~ mi, dem '<LU .... nretend.n Mini".rpI1sidenren ~ow,k.i. 

B Fr:1t>kfllrler Allgemeine Z.ilung vom '9 . .. ,,8t. 
H J.ru~elsk.i ,.hricb: ' ... Mi, d" Ausru(un~ d"" Au,n.tlunezuSt:u.d, wurden die Bedingungen g«ch>.lIen, 

die Partei ",'i,der zu ihrer Rolle 2uriiok[inden 1U 1 ... <0 •• F,,,,,kJuncr Rundschau ... om 18. I. '981 . 
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st3.ltli,h<'n funkrioncn tatsachli~'h die {icfe okonomische Krise be,dltl!>t wcrdcn 
bnn, j~t ofi,:n. \X'j('\\'C;l Jie sinkcnde ~esa.mtw;nscha(diche Produktivit:lt, die 
AusiandsH'r<chuIJung und der chronische i\lan~eI an Nahrungsmillein durch den 
gebL'n die KlJssc der unmitrclbaren ProdUl.ffi!l:n gerichteten, gesellschaftlicher 
Kontrolle ~nt;LOgcnen, sraadi~hen Zwan~ zum Konsum\'~rzichc überwunden wer
den bnn, l'r5,heim ungewiß. Die militlrische Kommanuogewall über eine Arbei
tl'rkbssc. die ihre A(()mi~ierung gegenüber dem S!a~tsappJrat im "ereinten solidari

schen H.lndcln üb<:rlVunJcn hme und für die - anders als in der Wachstumsperiode 
Ja Ära Gier~k - keine kompensatorischen Gratifikationen bereitSlehen, schafft in 
nachster Zeit hierfür wenig günstige Voraussetzungen . Die militärische VerSl3adi

chun b des gcs(lIschaftlichcn Lebcnsprousscs kann - trotz der Blockierung eruptiver 

Einzclsueiks - dazu beitragen. daß sich die ökonomische Lage noch mehr 
I'c-rschlechlen, "-'eil Produklivirarscnergicn. die durch einen gesellschaftlichen 
Konsens - etwa nach dem Vorbild des von der -Solidaricäl« vorgeschlagenen R3rs 
für die Wirtschaft - mobilisierbar waren, verstopft werden . 
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